Kreisverwaltung
des Westerwaldkreises
in Montabaur

Kreistag: 27.06.2025

Tagesordnungspunkt: 10 Umsetzung des Ganztagsférderungs-
gesetzes (GaFoG);
a) Richtlinie zur Umsetzung des GaFo6G
b) Vereinbarung Uber die Umsetzung
des GaF6G mit den Verbands-
gemeinden im Westerwaldkreis

Vorlage-Nr.: 0192/XI

Sachlage:

Mit in Kraft treten des Gesetzes zur ganztagigen Férderung von Kindern im Grundschulalter
(Ganztagsforderungsgesetz - GaFoG - § 24 Abs. 4 (neu) SGB VIII), haben Kinder im Grund-
schulalter einen Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung. Aus dem Rechtsanspruch
ergibt sich keine Pflicht das Angebot wahrzunehmen. Der Anspruch beginnt fur jedes Kind im
Schuljahr 2026/2027, das die erste Klasse besucht und wird bis zum Schuljahr 2029/2030
jahrlich um eine Klassenstufe erweitert. So haben ab dem Sommer 2029 alle Kinder der
Grundschule einen Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbetreuung in einem Umfang von acht
Stunden an funf Werktagen. Der Rechtsanspruch gilt auch in den Ferien, das Land kann
eine Schliel3zeit von bis zu vier Wochen regeln. Es kann von einer Betreuungszeit von 10
Wochen ausgegangen werden. Eine entsprechende Regelung steht noch aus.

Die Erfillung des Rechtsanspruchs richtet sich gegen den 6értlichen Trager der &ffentlichen
Jugendhilfe (Gesamtverantwortung - Planung und Finanzierung), damit gegen den Wester-
waldkreis. Dem gesetzlichen Anspruch, der im schulischen Kontext steht (an den Wochenta-
gen), wird im Rahmen der schon bestehenden Angebote in den Verbandsgemeinden, der
Ganztagsschule in Angebotsform (GTSA) sowie der betreuenden Grundschule (BGS), be-
reits jetzt schon Rechnung getragen. Rund 60 % der Grundschulplatze (ca. 4.900 von 8.400)
sind schon Ganztagsplatze. Ein bedarfsgerechtes Angebot, durch Bedarfsabfragen vor Ort in
den Verbandsgemeinden ermittelt, erfullt den Rechtsanspruch. In diesem Zusammenhang
sind die schulischen Vorgaben (SchulG und Schulordnung fur die Grundschulen) bindend.

Regelungen flir die Umsetzung der Ganztagsbetreuung und der Ferienbetreuung sind not-
wendig. Die Verwaltungen - Jugendamt und Verbandsgemeinden - haben eine “Richtlinie zur
Umsetzung des Ganztagsférderungsgesetzes (GaF6G)“ ausgearbeitet, in der die Planung,
Umsetzung und Abwicklung aus verwaltungstechnischer Sicht sowie das Festlegen von Be-
dingungen fir die Inanspruchnahme durch die Anspruchsberechtigten geregelt werden.



Die Kinderbetreuung wahrend der Ferien bedarf einer gesonderten Betrachtung und soll in
und durch die Verbandsgemeinden, vorwiegend in deren Schulen, im Auftrag des Wester-
waldkreises umgesetzt werden. Hierzu bedarf es einer (Kooperations-)Vereinbarung zwi-
schen den Verbandsgemeinden und dem Westerwaldkreis, die das Jugendamt mit den Ver-
waltungsspitzen und den Verbandsgemeindeverwaltungen in gemeinsamen Arbeitsgruppen-
treffen ausgearbeitet und abgestimmt hat. Neben grundséatzlichen Regelungen sind Festle-
gungen zur personellen Ausstattung, eine Aufgabenbeschreibung, der Rahmen fir die Feri-
enbetreuung, sowie die Finanzierung durch den Westerwaldkreis schriftlich zu fixieren.

Fur die Finanzierung der Ferienangebote gewahren Bund und Land keine Zuschisse. Bund
und Land sehen keine Konnexitat, keine Verpflichtung zur Ausfinanzierung der Ubertragenen
Aufgabe. Der Westerwaldkreis muss die gesamten Kosten flr die Ferienbetreuung ein-
schlieBlich Verpflegung aus eigenen Mitteln aufbringen. Beitrage in einer angemessenen
Hoéhe kénnen und missen von den Eltern erhoben werden. Die Festlegung der Kostenbei-
trage sowie moglicher Ausnahmen (Erlass/Teilerlass) und eine Geschwisterermafiigung sind
ebenfalls Bestandteil der Richtlinie.

Die Verwaltung hat die Kosten, insoweit es im Vorhinein mdglich ist, Uberschlagig ermittelt.
Einnahmen und Ausgaben sind nur schwer in Zahlen zu fassen. Die Kalkulationsmodelle
beruhen auf unterschiedlichen Annahmen in Bezug auf die teiinehmenden Kinder und auf
unterschiedlich hohen Elternbeitragen. Die Verwaltung ist in ihren Berechnungen u. a. von
einer Teilnahme von 10, 20, 30 bzw. 40 % der Schuler ausgegangen.

Die Uberschlagig ermittelten Kosten (Verwaltungsfachkrafte, Sozialfachkrafte, Betreuer,
Sachkosten und Verpflegung) werden abhangig vom Betreuungsschlissel (1:8 oder 1:10)
stark variieren. In den ermittelten Kosten sind Fixkosten flr die Personalkostenanteile der
Verwaltungs- sowie der Sozialfachkrafte beim Jugendamt und den Verbandsgemeinden in
Hohe von rund 1,8 Millionen € (jeweils zehn Fachkrafte einschliefl3lich Sach- und Gemeinkos-
ten) enthalten, um die aufwendige Planung, Organisation und Umsetzung zu ermdglichen.
Diese Stellenanteile beruhen auf Absprachen mit den Verbandsgemeinden.

Die moglichen Einnahmen, bei unterschiedlich hohen Elternbeitragen je Woche, differieren,
wenn man eine Mindereinnahme von rund 30 % durch Erlass- und Teilerlassfalle und eine
Geschwistermalligung bericksichtigt, in der Hohe sehr stark. Die beim Westerwaldkreis ver-
bleibende Kostenlast wird unter Bericksichtigung der unterschiedlichen Annahmen, Schiler-
zahlen und Elternbeitrage sowie durch gewahrte Nachlasse und Ermafigungen zwischen 1,8
und 6,2 Mio. € betragen. Unter Zugrundelegung von unterschiedlichen Schilerzahlen und
Elternbeitragen ergibt sich eine in den nachstehenden Tabellen dargestellte Belastung fur
den Westerwaldkreis. Die nachstehenden Tabellen wurde im Nachgang zur Jugendhilfeaus-
schusssitzung um einen weiteren maoglichen Elternbeitrag (180 €) erganzt.

In der ersten Tabelle werden Ausgaben fur Betreuungspersonal bei einem Personalschlissel
von 1:8 und in der zweiten Tabelle mit einem Personalschlissel von 1:10 berlcksichtigt:



Kreisanteil

Betreuungsschlissel 1:8

Elternbeitrag inkl. Verpflegung

Auslastung | Schiiler | Betreuer | Ausgaben | 250 € 200 € 180 € 150 € 100 €
0% 840 105 3.5 Mio. € 2,0 Mio.€ | 2,3 Mio.€ | 2,4 Mio.€ |2,6 Mio.€ |2,9 Mio.€
,5 Mio.
° 58% 66% 62% 75% 83%
2,2 Mio.€ | 2,8 Mio.€ | 3,1 Mio.€ | 3,4 Mio.€ | 4,0 Mio.€
20% 1.680 210 5,2 Mio. €
43% 54% 59% 66% 77%
2,4 Mio.€ | 3,2 Mio.€ | 3,6 Mio.€ | 4,1 Mio.€ | 5,0 Mio.€
30% 2.520 315 6,8 Mio. €
35% 48% 53% 61% 74%
2,6 Mio.€ | 3,8 Mio.€ | 4,3 Mio.€ | 5,0 Mio.€ |6,2 Mio.€
40% 3.360 420 8,5 Mio. €
30% 44% 50% 58% 72%
Betreuungsschliissel 1:10 Elternbeitrag inkl. Verpflegung
Auslastung | Schiiler | Betreuer | Ausgaben | 250 € 200 € 180 € 150 € 100 €
_ 1,8 Mio.€ |2,1 Mio.€ |2,2 Mio.€ | 2,4 Mio.€ |2,7 Mio.€
10% 840 84 3,3 Mio. €
55% 64% 32% 73% 82%
_ 1,8 Mio.€ |2,4 Mio.€ |2,7 Mio.€ | 3,0 Mio.€ | 3,6 Mio.€
20% 1.680 168 4,8 Mio. €
38% 51% 45% 63% 75%
, 1,8 Mio.€ |2,7 Mio.€ | 3,1 Mio.€ | 3,6 Mio.€ | 4,5 Mio.€
30% 2.520 252 6,2 Mio. €
29% 43% 51% 57% 72%
, 1,8 Mio.€ |3,0 Mio.€ | 3,5 Mio.€ | 4,2 Mio.€ | 5,4 Mio.€
40% 3.360 336 7,7 Mio. €
23% 38% 45% 54% 69%

Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 26. Mai 2025 Uber die Sachverhalte zum
Ganztagsférderungsgesetz beraten und empfiehlt dem Kreistag:

A) die Richtlinie zum Ganztagsférderungsgesetz unter folgenden Anderungen zu be-
schlielen bzw. eine Klarung herbeizufihren:

1.

Die Hohe des Elternbeitrages mit den Birgermeisterinnen und Blrgermeistern
der Verbandsgemeinden abzustimmen und dem Kreistag einen konkreten Vor-
schlag zu unterbreiten (§ 10 Abs. 2).
Der Stichtag der verbindlichen Anmeldung fir die Ferienbetreuung wird auf den
1. Dezember des Vorjahres (§ 5 Abs.1, siehe § 8 Abs. 2) festgelegt.
Die Zahlung der Elternbeitrage soll nicht unmittelbar mit der verbindlichen An-
meldung fallig werden (§ 11). Eine entsprechende Regelung soll in Abstimmung
mit den Verbandsgemeinden festgelegt werden.

B) Die Vereinbarung uber die Umsetzung des Ganztagsférderungsgesetzes (GaFoG)
mit den Verbandsgemeinden im Westerwaldkreis zu beschlielRen.

Die gewunschten Anpassungen wurden in den Entwurf der Richtlinie eingearbeitet.




Nach einem umfassenden Austausch der vielfaltigen Argumente in der Blrgermeisterbe-
sprechung mit dem Landrat am 12. Juni 2025, sehen die Burgermeister/innen einen Eltern-
beitrag einschliel3lich Verpflegungskosten in Héhe von 150 € als einen ausgewogenen Be-
trag, die Familien an der Kostenlast angemessen zu beteiligen. Es ist absehbar, dass auf-
grund der sich verschlechternden Haushaltslage die Gemeinden Uber die Umlage ebenfalls
an der Finanzierung teilhaben werden. Die Verbandsgemeinderate werden in ihren Ent-
scheidungen zur Zustimmung zum Abschluss einer Vereinbarung mit dem Westerwaldkreis
die vorgetragenen Argumente im Blick haben.

Beschlussvorschlaqg:

Der Kreistag beschlief3t die
» Richtlinie zur Umsetzung des Ganztagsforderungsgesetzes (GaFo6G)
und
» Vereinbarung Uber die Umsetzung des Ganztagsforderungsgesetztes (GaFo6G)

in der vorgelegten Fassung.



	Typ
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

